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Oliver Günther

Lernwelt Hochschule 2030 gestalten

Perspektiven der Hochschulrektorenkonferenz

Einleitung

Von 2030 trennen uns noch etliche Jahre, aber schon heute lässt sich teilweise
absehen, welche Änderungen die Lernwelt Hochschule bis dahin durchlaufen
muss, wenn sie für die anstehenden Herausforderungen gewappnet sein soll.
Die COVID-19-Pandemie, die im Frühjahr 2020 begann, wirkte wie ein Katalysa-
tor für viele Prozesse, etwa im Bereich Digitalisierung. Der vorliegende Beitrag
identifiziert aus Sicht der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) einige zentrale Fel-
der rund um das Thema Hochschullehre, in denen seit längerem Reform- und
Verbesserungsbedarf besteht, der durch die Erfahrungen während der COVID-
19-Pandemie noch drängender und deutlicher wurde.1 Angesichts der dauerhaft
hoch bleibenden Studierneigung beeinträchtigen diese Defizite massiv die Zu-
kunftsfähigkeit der hochschulischen Bildungsangebote, denn die erforderlichen
Veränderungen betreffen fast alle Bereiche der Hochschulen.

Sicherstellung und Entwicklung der Qualität von Studium und Lehre sind ge-
nuine Aufgaben der Hochschulen. Teil dieser Aufgabe sind Planung und Durch-
führung von Studium und Lehre und die Gestaltung der entsprechenden organi-
satorischen Rahmenbedingungen. Bezüglich dieser Aspekte sind die Hochschu-
len darauf angewiesen, dass Bund und Länder für die Aufgabenerfüllung
geeignete regulatorische und finanzielle Voraussetzungen schaffen.

Digitalisierung

An erster Stelle steht, auch vor dem Hintergrund der während der COVID-19-
Pandemie gemachten Erfahrungen, die dringend erforderliche Digitalisierung
der Hochschulen, die auf der Basis einer entsprechenden Übereinkunft von
Bund und Ländern substanziell und unter allen Aspekten gefördert werden
muss. Unabhängig von den anerkennenswerten kurzfristigen Sofortprogram-
men durch viele Länder bleibt die Digitalisierung der Hochschulen strukturell
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defizitär, wenn sie nicht durch eine entsprechende Bund-Länder-Übereinkunft
gesichert wird. Detailliert formulierte die HRK ihre Forderungen in einer Senats-
entschließung zur Weiterentwicklung der digitalen Lehrinfrastrukturen2. Die
HRK forderte eine Digitalisierungspauschaule in Höhe von jährlich 92 Euro pro
Studierenden beziehungsweise Studierende, also einen Gesamtbetrag von rund
270 Millionen Euro jährlich. Erfreut zeigte sich die HRK deshalb über den Koali-
tionsvertrag der neuen Bundesregierung, der diesbezüglich vielversprechende
Signale enthält. Handlungsbedarf besteht nicht nur hinsichtlich der Ausstat-
tung von Arbeitsplätzen und Lehrräumen, sondern vor allem mit Blick auf die
Infrastrukturen, Lizenzen und das notwendige Fachpersonal. Darüber hinaus
sind hohe Ansprüche an die kontinuierliche Fort- und Weiterbildung aller betei-
ligten Personengruppen zu stellen, wobei gerade die Verbindung von Lehre und
(Medien-)Technik bedeutsam ist. Schließlich hat die COVID-19-Pandemie ge-
zeigt, dass eine stärker digitalisierte Lehre zunächst nur möglich war, wenn
kurzfristig auf externe, kommerzielle Anbieter zurückgegriffen wurde. Ein sol-
cher Rückgriff ist im Sinne einer digitalen Souveränität der Hochschulen auf
Dauer nicht wünschenswert: Hochschulen müssen in die Lage versetzt werden,
sichere, datenschutzkonforme und zuverlässige Lösungen für digitale und hy-
bride Lehr- und Studienformate zu beschaffen oder selbst zu entwickeln.

Lehrverpflichtung

Neben der digitalen Infrastruktur wird auch die Hochschullehre in den kommen-
den Jahren stark von digitalen Formaten geprägt sein. Dies erfordert länder-
übergreifend eine entsprechende Anpassung der Lehrverpflichtungsverord-
nungen der Länder. Bereits der schon länger existierende Trend zu einer Indivi-
dualisierung von Studienverläufen, einer zunehmend betreuungsintensiven
Diversifizierung der Studierendenschaft sowie der Ausdifferenzierung und Inter-
nationalisierung von Lehrangeboten machten deutlich, dass eine solche Anpas-
sung unumgänglich ist. Nun kommt der Auf- und Ausbau einer Blended Lear-
ning-Kultur in der Hochschullehre hinzu, in der Lehr- und Medienqualifizierung
als Einheit verstanden werden müssen. Die während der COVID-19-Pandemie
gemachten Erfahrungen haben gezeigt, dass die Erweiterung der Lehrformate
im digitalen Bereich mit Blick auf technische und didaktische Anforderungen,
Barrierefreiheit/Nachteilsausgleich und Nachnutzbarkeit der Inhalte einen er-
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höhten Aufwand in Vorbereitung und Durchführung akademischen Unterrichts
bedeutet. Die bestehenden Lehrverpflichtungsverordnungen tragen dieser Rea-
lität digitaler beziehungsweise hybrider Lehre allerdings in der Regel nicht
Rechnung oder enthalten sehr unterschiedliche Regelungen für die Anrechnung
digitaler Lehre auf das Lehrdeputat. Es ist daher erforderlich, dass die Länder
die veralteten Verordnungen entsprechend modernisieren, wobei eine in den
Kernelementen einheitliche Regelung über Ländergrenzen hinweg geboten ist.

Prüfungen

Eng mit dem Thema digitale Lehre verknüpft ist das Thema digitale Prüfungen.
In diesem Bereich ist die Rechtslage insbesondere mit Blick auf Durchführbar-
keit und Datenschutz derzeit noch klärungsbedürftig und muss einheitlich ge-
staltet werden. Die Notwendigkeit, für inzwischen mehrere Kohorten von Stu-
dierenden auch während der COVID-19-Pandemie die Ablegung von Prüfungen
zu ermöglichen und so den Studienerfolg sicherzustellen, hat die mit Blick vor
allem auf Teilzeitstudium, Fernstudium und internationale Studierende schon
länger bestehende Frage nach stabilen digitalen Prüfungsformaten sehr sichtbar
gemacht. Unabhängig von den aktuellen Bedarfen kommt es den Hochschulen
dabei mittelfristig darauf an, entlang der inhaltlichen Leitlinie des kompetenz-
orientierten Prüfens die Prüfungsformen (analoge wie digitale) differenziert und
innovativ weiterentwickeln und dann auch verlässlich anbieten zu können. Das
macht es notwendig, dass neben der Präsenzprüfung die digitale Prüfung über-
haupt in belastbarer Weise als Option zur Verfügung steht. Eine rechtliche Re-
gelung der Materie ist aktuell und langfristig dringend notwendig. Dabei reicht
es nicht aus, die Verordnungen nur prüfungsrechtlich zu konzipieren, vielmehr
müssen auch Aspekte des Datenschutzes und der Datensicherheit geregelt wer-
den. Die Dringlichkeit dieses Problems bei der Nutzung von Kommunikations-
plattformen wurde beispielsweise deutlich, als der Datenschutzbeauftragte ei-
nes Bundeslandes vor einiger Zeit auf wesentliche Mängel und Unklarheiten im
Umgang einer großen Universität mit einer der meistgenutzten Plattformen hin-
wies. Insgesamt ist die Verfügbarkeit digitaler Prüfungsformate als Baustein zu
begreifen für den Aufbau von ausgereiften hochschulischen E-Government-
Strukturen, die unter anderem auch die Herstellung von Rechtssicherheit für di-
gitale Gremienbeschlüsse umfassen müssen.
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Studienfinanzierung

Die Studienfinanzierung wird sich grundlegend ändern müssen, da die derzeiti-
ge Fördersystematik, Reichweite und Mitteleinsatz des BAföG nicht (mehr) auf
die Realität von Studierenden abgestimmt sind. Die umstrittene und vielfach als
unzureichend eingeschätzte Nothilfe-Förderung des Bundes in der COVID-19-
Pandemie rückte die Studienfinanzierung und damit das Thema einer fairen Zu-
gangschance zum Hochschulstudium erneut in den Blick. Herzstück der staatli-
chen Förderung der Studienfinanzierung sind die Leistungen des BAföG, die zu-
letzt trotz einiger Reformversuche nur noch von gut elf Prozent der Studieren-
den bezogen wurden. Insgesamt zeigt sich, dass Systematik und Inhalte des
BAföG der Lebensrealität der Studierendenschaft nicht mehr in ausreichender
Weise entsprechen. Daher sind künftig etwa mit Blick auf die Diversität der Stu-
dierenden Optionen für ein Teilzeitstudium zu integrieren und die Altersgrenzen
so zu flexibilisieren, dass auch weiterbildende Studiengänge umfänglich ge-
nutzt werden können. Daneben ist die Zugänglichkeit der Förderung vor allem
über schlankere Verfahren, eine Justierung der Freibeträge, den Einschluss von
hochschulischen Orientierungsangeboten und eine maßvolle Erweiterung des
Bezugszeitraums über die Regelstudienzeit hinaus zu verbessern. Schließlich
sollte eine Notfallkomponente einschneidende individuelle oder gesellschaftli-
che Situationen abfedern; dies auch und gerade für internationale Studierende.
Auch hier stimmen der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung sowie die
bisherigen Äußerungen der neuen Bundesbildungsministerin hoffnungsvoll da-
hingehend, dass die dringende Reformbedürftigkeit der öffentlichen Studienfi-
nanzierung erkannt wurde und entsprechende Maßnahmen ergriffen werden.

Studentische Infrastruktur

Allerdings besteht Reformbedarf nicht nur beim BAFöG – auch die studentische
Infrastruktur in Deutschland, insbesondere der Internetzugang sowie Planbar-
keit und Erfolg der Wohnraumsuche, müssen dauerhaft verbessert werden. Die
auch in der COVID-19-Pandemie nur wenig gemilderte Preisdynamik für studen-
tischen Wohnraum insbesondere in den großen deutschen Hochschulstädten
und die Schwierigkeiten für viele Studierende, stabilen Zugang zum Internet zu
erhalten, haben den unzureichenden Ausbaugrad der studentischen Infrastruk-
tur erneut eindrucksvoll illustriert. Ein Hochschulstudium ist in Deutschland
der Regelausbildungsweg; aktuell ist mit über 2,9 Mio. Studierenden an deut-
schen Hochschulen eine große gesellschaftliche Gruppe von den infrastruktu-
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rellen Defiziten direkt oder indirekt betroffen. Wenn das Wohnraumangebot
sich trotz marktlenkender Eingriffe nicht oder zu langsam verbessert, muss die
inzwischen unter zehn Prozent gefallene Unterbringungsquote über entspre-
chende Investitionen in den Bestand an studentischen Wohnheimen wieder er-
höht werden. Dazu zählt auch die Bereitstellung leistungsfähiger Internetzu-
gänge, die die Nutzung digitaler Lehrangebote ermöglichen. Bund und Länder
sind gefordert, in einem übergreifenden Konzept eine entsprechende Förderung
für die studentische Infrastruktur auf den Weg zu bringen.

Internationalisierung

Die Internationalisierung der deutschen Hochschulen entwickelte sich in den
vergangenen Jahren sehr positiv, auch dank der wachsenden Zahl ausländi-
scher Studierender. Um die Teilhabe internationaler Studierender allerdings auf
Dauer zu gewährleisten, ist eine Vielzahl von Maßnahmen in allen Phasen des
internationalen Studierendenzyklus nötig. Erfreulicherweise hat sich das deut-
sche Hochschulsystem mit Blick auf seine internationale Attraktivität auch in
der COVID-19-Pandemie als vergleichsweise robust erwiesen. Allerdings wurde
zugleich deutlich, dass auch mit Blick auf ein reguläres Studium in Post-Pande-
miezeiten eine Reihe von strukturellen Hindernissen für die Teilhabe internatio-
naler Studierender existiert. So sind etwa das System der studentischen Kran-
kenversicherung, der Visavergabe für Studierwillige, der Einreise zu Studium
oder Studienanbahnung (etwa Aufnahmeprüfungen der Kunst- und Musikhoch-
schulen), der Abwicklung von Wohnraumverträgen, der Vorlage von Sprach-
nachweisen und der eigentlichen Studienvorbereitung (Studienkollegs) verbes-
serungsbedürftig. Die genannten Aspekte sollten in einer gemeinsamen An-
strengung aller beteiligten Akteurinnen und Akteure optimiert und darüber
hinaus auch auf digitale oder hybride Studienformen angepasst werden.

Gestaltung von Studiengängen

Einige grundlegende Änderungen hinsichtlich der Konzeption neuer und dem
Umbau bestehender Studiengänge finden derzeit und in den kommenden Jahren
statt. So haben Bund und Länder etwa die Ausbildungswege einiger Gesund-
heitsberufe sowie des Heilberufs Psychotherapie einer Neuregelung unterzogen,
die die vollständige oder partielle Verlagerung des Ausbildungsgeschehens in
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das Hochschulsystem vorsehen. Die Hochschulen stehen daher vor der Heraus-
forderung, neue und zusätzliche Studiengänge einzurichten, ohne aber Zusagen
über entsprechende zusätzliche Mittel für deren Etablierung und dauerhaften
Betrieb von den Ländern erhalten zu haben. Das schafft nicht nur Unsicherhei-
ten für die Entwicklungsperspektiven von Studierenden, sondern unterläuft
auch berechtigte Erwartungen der Gesellschaft an eine qualitätsgeleitete Umset-
zung der Reformen in den pandemiebedingt besonders sichtbaren Gesundheits-
berufen. Die HRK erwartet deshalb, dass Bund und Länder hier entsprechend
stabile Finanzierungsperspektiven für die Hochschulen eröffnen. Analog gilt die
hier geschilderte Systematik auch außerhalb des Gesundheitsbereichs, etwa bei
neueren Anforderungen an die Lehrerbildung (z. B. Digitalisierung, Inklusion,
Internationalisierung).

Urheberrecht

Im weiteren Sinn zum Thema Digitalisierung zählen auch die sich daraus erge-
benden Konsequenzen für das Urheberrecht, denn der zulässige Nutzungsum-
fang für digitales Lehrmaterial ist unzureichend und muss in der laufenden Ur-
heberrechtsreform adressiert werden. Die bedingungslose digitale Verfügbarkeit
von einschlägigen, urheberrechtlich geschützten Materialien an den Hochschu-
len ist eine Grundvoraussetzung für zeitgemäße, digital gestützte Lehre. Die ak-
tuelle Rechtslage lässt den notwendigen Zugriff aber nur unter viel zu engen Be-
dingungen zu. Der Bund ist in seiner Eigenschaft als Gesetzgeber gefordert, im
Rahmen der europäischen Vorgaben das Urheberrecht mit Blick auch auf den
akademischen Unterricht aus der Sicht von Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz abzuwä-
gen, zeitliche Beschränkungen aufzuheben und die Nutzungsmöglichkeiten im
Sinne zeitgemäßer, auch digitaler Lehre sachgerecht zu erweitern. Die Länder
sind gebeten, die noch offenen Fragen der Vergütung der Nutzung von digitalen
Lehrmaterialien und des innerbibliothekarischen Leihverkehrs mit den Verwer-
tungsgesellschaften zu klären und auf diese Weise Rechts- und Planungssicher-
heit herzustellen.

Kapazitätsrecht

Ein seit vielen Jahren bestehendes Desiderat der Hochschulen ist eine Reform
des Kapazitätsrechts: Die derzeit geltende, schlichte Koppelung von Lehrver-
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pflichtung und Aufnahmekapazität ist ein Qualitätshindernis für die Lehre und
benötigt weitere Flexibilisierung. Das deutsche Kapazitätsrecht blockiert in vie-
lerlei Hinsicht eine qualitative Entwicklung der Lehre. Ursprünglich konzipiert
mit Blick auf den Regelungsbedarf für eine temporär verstandene Überlast, ent-
sprechen viele seiner „Bausteine“ heute nicht mehr den aktuellen Rahmenbe-
dingungen. Differenzierung des Hochschulsystems, konstant hohe Studieren-
denzahlen, wachsender Betreuungsbedarf qua Heterogenität/Diversität, Modu-
larisierung innerhalb der Studienfächer, neue analoge und digitale Lehr- und
Lernformate, Europäisierung der Lehre, veränderte (Outcome-orientierte) Steue-
rungsmodelle in der Hochschulgovernance – all diese Veränderungen werden
nicht oder nur unzureichend abgebildet; entsprechend ungeeignet ist im Kern
das überkommene Steuerungsinstrumentarium (SWS/CNW etc.), das letztlich in
der weitgehenden Festschreibung einer ungünstigen Betreuungsrelation mün-
det. Vor diesem Hintergrund spricht sich die HRK dafür aus, das bestehende Ka-
pazitätsrecht im Dialog mit den Ländern grundlegend zu modernisieren. Es soll-
te künftig weniger als staatliches Steuerungsinstrument denn als flexibles Mittel
zur Umsetzung von Profilbildung, Differenzierung und Qualitätsentwicklung be-
griffen werden. Dabei ist mitentscheidend, dass die Kapazitätsverordnungen le-
diglich für die Grundausstattung gelten und etwaige Zusatzmittel (Sonder-/
Drittmittel) stets kapazitätsneutral sind.

Hochschulbau

Abschließend ein Blick auf die Erfordernisse rund um den Hochschulbau. Es be-
steht seit Jahren ein hoher Finanzbedarf zur Errichtung, Ertüchtigung und Ge-
staltung der Hochschulbauten, und zwar für die Anforderungen der digitalen
wie der Präsenzlehre. Nach der Abschaffung der Gemeinschaftsaufgabe Hoch-
schulbau im Zuge der Entflechtung der Finanzbeziehungen zwischen Bund und
Ländern wird bis zum Jahr 2025 an den Hochschulen ein Finanzierungsstau bei
Neubau, Sanierung und Ertüchtigung baulicher Infrastrukturen von etwa 35
Milliarden Euro entstanden sein. Die Länder werden diesen Rückstand, trotz ei-
niger bemerkenswerter Investitionsprogramme, nicht in alleiniger Finanzie-
rungsverantwortung auflösen können. Dies gilt umso mehr, als die anerkannten
Mittelbedarfe die Transformationsdynamik der Hochschulen nicht ausreichend
abbilden. So entwickeln sich Hochschulen zum einen durch Orientierung an
Klimaschutzzielen, durch Erkenntnisse aus Forschungsprozessen und durch
insbesondere von Studierenden getragene Aktivitäten und Projekte im Bereich
der Lehre zu in dieser Konstellation einzigartigen Reallaboren bei der Etablie-
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rung einer Kultur der Nachhaltigkeit. Zum anderen wirkt die pandemiebedingte
Beschleunigung der Etablierung innovativer digitaler Lehr-Lernformate als Kata-
lysator einer Transformation, die die Hochschulen hin zu einem exemplari-
schen Sozialraum digitaler und analoger Interaktionen verändert. Wie auch das
Projekt Lernwelt Hochschule 2030 gezeigt hat, erfordern beide Entwicklungen
neue Raumkonzepte auch und gerade für die Lehre, die über eine bloße Ergän-
zung bestehender baulicher Infrastrukturen und die den Hochschulen aktuell
zur Verfügung stehenden Gestaltungsmöglichkeiten deutlich hinausgehen. Hier
sind grundlegende Raummerkmale wie Multifunktionalität, infrastrukturelle
Ausstattung, Flexibilität und Aufenthaltsqualität in den Blick zu nehmen. Die
HRK fordert im Bereich des Hochschulbaus, dessen Finanzierungssystem als
Daueraufgabe auskömmlich an wissenschaftsadäquaten Planungs- und Nut-
zungshorizonten und den beschriebenen Transformationsprojekten auszurich-
ten. Sie spricht sich dafür aus, die Finanzierungsverantwortung unter Beteili-
gung des Bundes so weiterzuentwickeln, dass die Länder Anreize dafür erhal-
ten, zusätzliche Mittel bereitzustellen.

Fazit

„Alles muss sich verändern, wenn wir wollen, dass es so bleibt, wie es ist“ –
das berühmte Zitat von Tomasi di Lampedusa kann auch zur Beschreibung der
paradoxen Situation dienen, in der sich die Hochschullehre befindet. Aus mei-
nen Ausführungen dürfte deutlich geworden sein, dass die Sicherung der Zu-
kunftsfähigkeit von Studium und Lehre einer Reihe politischer Entscheidungen
und erheblicher öffentlicher Investitionen bedarf. Seit Beginn der COVID-19-
Pandemie im Jahr 2020 zeigten die Hochschulen ein ums andere Mal ihre große
Leistungsfähigkeit und -bereitschaft. Zugleich wurden die beschriebenen struk-
turellen Defizite in den Rahmenbedingungen für Lehre und Studium deutlich,
die die Hochschulen nicht oder nicht dauerhaft aus eigener Kraft kompensieren
können. Deshalb darf es auch nicht unser Bestreben sein, nach dem Ende der
Pandemie möglichst rasch zum status quo ante zurückzukehren. Wir müssen
die richtigen Schlussfolgerungen aus der Krise ziehen, und diese gehen weit
über das Thema digitale Lehre hinaus.

Die 2021 ins Amt gekommene Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsver-
trag und ebenso in ihren bisherigen Entscheidungen zu Themen rund um Stu-
dium und Lehre erkennen lassen, dass sie die vor den Hochschulen liegenden
Aufgaben erkannt hat und ihnen entsprechende Unterstützung zukommen las-
sen will.
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